
Im Vergleich zum Risikomanagementsystem liegt der 
Schwerpunkt des internen Kontrollsystems (IKS) auf dem 
Rechnungslegungsprozess mit dem Ziel der Überwachung 
der Ordnungsmäßigkeit und Wirksamkeit der Rechnungs-
legung und der Finanzberichterstattung. Das interne Kon-
trollsystem zielt darauf ab, das Risiko der Falschaussage 
in der Rechnungslegung sowie in der externen Bericht-
erstattung zu minimieren und einen mit hinreichender 
Sicherheit regelkonformen Abschluss zu erstellen. Die 
unternehmensweite Einhaltung gesetzlicher und unter-
nehmensinterner Vorschriften muss dafür gewährleistet 
werden. Den Prozessen sind jeweils eindeutige Verant-
wortlichkeiten zugeordnet. Das interne Kontrollsystem 
erfüllt die nach BilMoG geforderte Effektivität und ist 
Bestandteil des Rechnungslegungsprozesses in allen 
bedeutenden rechtlichen Einheiten und Zentralfunktio-
nen. Das System überwacht die Grundsätze und Verfah-
ren anhand von präventiven und aufdeckenden Kontrollen. 

Das interne Kontroll- und Risiko-Management-System ist 
im Hinblick auf den Rechnungslegungsprozess gesetzlich 
nicht definiert. Daher lehnt sich die Schweizer Electronic 
AG an die Definitionen des Instituts der Wirtschaftsprüfer 
in Deutschland e.V., Düsseldorf, zum rechnungslegungsbe-
zogenen internen Kontrollsystem (IDW PS 261 Tz. 19 f.) und 
zum Risiko-Management-System (IDW PS 340, Tz. 4) an. 

Im Hinblick auf den Rechnungslegungsprozess erachtet 
das Unternehmen solche Merkmale des internen Kont-
roll- und Risiko-Management-Systems als wesentlich, die 
die Bilanzierung und die Gesamtaussage des Jahresab-
schlusses einschließlich Lagebericht maßgeblich beein-
flussen können. 

Dies sind insbesondere die folgenden Elemente:
 Identifikation der wesentlichen Risikofelder und Kon-

trollbereiche mit Relevanz für den Rechnungslegungs-
prozess

 Reporting zu den Ergebnissen der Kontrollen des
Rechnungslegungsprozesses auf Ebene des Vorstands

 Präventive Kontrollmaßnahmen im Finanz- und Rech-
nungswesen sowie in allen operativen Unterneh-
mensprozessen, die wesentliche Informationen für
die Aufstellung des Jahresabschlusses einschließlich
Lagebericht generieren, inklusive einer Funktions-
trennung und von vordefinierten Genehmigungspro-
zessen in relevanten Bereichen

 Maßnahmen, die die ordnungsmäßige EDV-gestützte
Verarbeitung von rechnungslegungsbezogenen Sach-
verhalten und Daten sicherstellen

 Etablierung eines internen Revisionssystems zur
Überwachung des rechnungslegungsbezogenen inter-
nen Kontroll- und Risiko-Management-Systems sowie
Wirksamkeitsprüfung desselbigen

 Einbindung von externen Sachverständigen bei kom-
plexen Bilanzierungsfragestellungen im Rechnungsle-
gungsprozess

 Implementierung eines Risiko-Management-Systems,
welches Maßnahmen zur Identifizierung und Bewer-
tung von wesentlichen Risiken sowie Risiko begren-
zende Maßnahmen enthält, um die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses sicherzustellen.

Die Wirksamkeit des internen Kontrollsystems im Hin-
blick auf den Rechnungslegungsprozess wird systema-
tisch bewertet. Zunächst erfolgt eine jährliche Risiko-
analyse und Überarbeitung der definierten Kontrollen bei 
Bedarf. Dabei identifizieren und aktualisieren wir bedeu-
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tende Risiken im Hinblick auf die Rechnungslegung und 
Finanzberichterstattung. Die für die Identifizierung der 
Risiken definierten Kontrollen werden gemäß unterneh-
mensweiten Vorgaben dokumentiert. Um die Wirksam-
keit der Kontrollen zu beurteilen, führen wir regelmäßig 
Tests auf Basis von Stichproben durch. Diese bilden die 
Grundlage für eine Selbsteinschätzung, ob die Kontrollen 
angemessen ausgestaltet und wirksam sind. Die Ergeb-
nisse dieser Selbsteinschätzung werden in einem einheit-
lichen System dokumentiert und berichtet. Erkannte Kon-
trollschwächen werden unter Beachtung ihrer potenziellen 
Auswirkungen behoben.

BEURTEILUNG DER WIRKSAMKEIT

Wir überprüfen und bestätigen am Ende des jährlichen 
Zyklus die Effektivität des internen Kontrollsystems im 
Hinblick auf den Rechnungslegungsprozess. Der Vorstand 
und der Finanzausschuss des Aufsichtsrats werden über 
festgestellte wesentliche Kontrollschwächen sowie die 
Wirksamkeit der eingerichteten Kontrollen regelmäßig 
informiert. Das Risikomanagement- und interne Kontroll-
system wird kontinuierlich weiterentwickelt, um den inter-
nen und externen Anforderungen – zum Beispiel den Vor-
gaben des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes (BilMoG) 
– zu entsprechen. Die Verbesserung des Systems dient der 
fortlaufenden Überwachung der relevanten Risikofelder.



Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals
Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von 
EUR 9.664.053,86 ist in 3.780.000 nennwertlose Namens-
aktien (Stückaktien) eingeteilt. Mit allen Aktien der Gesell-
schaft sind die gleichen Rechte und Pflichten verbunden 
und ergeben sich aus den gesetzlichen Vorschriften und 
der Satzung. 

Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung 
von Aktien betreffen
Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung 
von Aktien betreffen, sind dem Vorstand nicht bekannt.

Direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital, die 
10 Prozent der Stimmrechte überschreiten
Sowohl die Erbengemeinschaft Gerhard Schweizer, beste-
hend aus Frau Hannelore Schweizer, Frau Kristina Schwei-
zer und Herrn Bernd Schweizer, als auch Herr Christoph 
Schweizer sind zum Bilanzstichtag direkt oder indirekt mit 
einer Beteiligung von jeweils größer 10 % am Kapital und 
den Stimmrechten beteiligt.

Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse 
verleihen
Aktien mit Sonderrechten und Stimmrechtskontrollen 
sowie Aktien mit Sonderrechten und Stimmrechtskont-
rollen infolge der Beteiligung von Arbeitnehmern am Kapi-
tal existieren nicht. 

Gesetzliche Vorschriften und Bestimmungen der 
Satzung über die Ernennung und Abberufung von 
Vorstandsmitgliedern und über die Änderung der 
Satzung
Die Regelungen über die Ernennung und Abberufung der 
Vorstandsmitglieder sind in den §§ 84 und 85 des Aktien-
gesetzes und im § 5 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft 
wie folgt festgelegt: Die Bestimmung der Anzahl und die 
Bestellung der Vorstandsmitglieder sowie der Widerruf 
der Bestellung erfolgen durch den Aufsichtsrat, ebenso die 
Ernennung eines Mitglieds des Vorstands zum Vorstands-
vorsitzenden. Es können stellvertretende Vorstandsmit-
glieder bestellt werden.

Die Regelungen über die Änderung der Satzung sind in § 
179 Aktiengesetz und in § 17 Abs. 2 der Satzung wie folgt 

festgelegt: Für Beschlüsse der Hauptversammlung über 
die Änderung der Satzung und die Auflösung der Gesell-
schaft gelten die gesetzlich vorgesehenen Mehrheitser-
fordernisse.

Befugnisse des Vorstands zur Aktienausgabe und zum 
Aktienrückkauf
Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung 
vom 1. Juli 2011 ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 30. 
Juni 2016 um bis zu insgesamt EUR 3.221.351,29 durch 
Ausgabe von neuen, auf den Namen lautenden nennwert-
losen Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu 
erhöhen (genehmigtes Kapital). Dabei ist den Aktionä-
ren ein Bezugsrecht einzuräumen. Der Vorstand wurde 
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen a) für Spitzen-
beträge; b) zur Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen, 
wenn der auf die neuen Aktien insgesamt entfallende 
anteilige Betrag am Grundkapital 10 % des zum Zeit-
punkt der Eintragung dieser Ermächtigung im Handels-
register vorhandenen Grundkapitals (EUR 9.664.053,86) 
und – kumulativ – 10 % des zum Zeitpunkt der Ausgabe 
der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht über-
steigt und wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den 
Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung 
und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festle-
gung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet 
(§ 203 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG); c) zur Ausgabe neuer Aktien gegen Sacheinla-
gen zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen. Die 
Ermächtigung ist in § 4 Abs. 4 der Satzung geregelt. 

Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung 
vom 1. Juli 2011 ermächtigt, bis zum 30. Juni 2016 eigene 
Aktien bis zu 10 % des zum Zeitpunkt des Beschlusses vor-
handenen Grundkapitals von EUR 9.664.053,86 zu anderen 
Zwecken als dem Handel in eigenen Aktien zu erwerben. 
Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen 
eigenen Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befin-
den oder ihr nach den §§ 71 a ff. AktG zuzurechnen sind, 
zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des zum Zeitpunkt des 
Beschlusses vorhandenen Grundkapitals entfallen. 
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Weitere Einzelheiten sind in der öffentlich zugänglichen 
Einladung zur Hauptversammlung 2011 unter 
www.schweizer.ag/de/investorrelations/
hauptversammlung.html beschrieben.

Wesentliche Vereinbarungen für den Fall eines 
Kontrollwechsels  
Im Falle vorzeitigen Verlustes der Vorstandsposition auf-
grund eines Kontrollwechsels haben drei Vorstandsmit-
glieder einen dienstvertraglichen Anspruch auf Zah-
lung einer Abgeltungs- und Abfindungsleistung. Endet 
der Dienstvertrag des Vorstandsmitglieds  sechs Monate 
nach dem Kontrollwechsel durch einvernehmliche Beendi-
gung, Zeitablauf oder Kündigung des Vorstandsmitglieds, 
weil seine Vorstandsposition durch den Kontrollwechsel 
wesentlich berührt ist, stehen ihm Abgeltungsleistungen 
in Höhe des 1,25-fachen seiner im Durchschnitt der letz-
ten drei Geschäftsjahre vor dem Ausscheiden verdienten 

Jahresgesamtbezüge für die Restlaufzeit seines Dienst-
vertrages zu. Beträgt die Restlaufzeit des Dienstvertra-
ges mehr als drei Jahre, werden die Abgeltungsleistungen 
für den darüber hinausgehenden Zeitraum zur Berücksich-
tigung von Abzinsung und Anrechnung weiterer Vorteile 
pauschal um 25 % gekürzt.

Darüber hinaus erhält das Vorstandsmitglied eine Abfin-
dung in Höhe von mindestens dem zweifachen seiner Jah-
resgesamtbezüge bzw. dem dreifachen, wenn es bereits 
mehr als zehn Jahre als Vorstandsmitglied im Unterneh-
men tätig war. Zusammengerechnet werden Abgeltungs- 
und Abfindungsleistungen auf maximal  sechs Jahresge-
samtbezüge des Vorstandsmitglieds begrenzt.




